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Stellungnahme zu den Entwürfen 

• eines Gesetzes zur Änderung der Gemeindeordnung und der Amtsordnung 
• eines Ersten Gesetzes zur Reform kommunaler Verwaltungsstrukturen (Erstes 

Verwaltungsstrukturreformgesetz) 
 
Der Ansatz der Landesregierung, die Verwaltungen in Schleswig-Holsteiner professioneller, 
bürgernäher und wirtschaftlicher zu gestalten, ist außerordentlich zu begrüßen. Eine leistungs-
fähige öffentliche Verwaltung ist ein wesentlicher Standortfaktor, weswegen Verwaltung 
nicht in alten Strukturen verharren darf, sondern sich den Herausforderungen des gesellschaft-
lichen Umfeldes stellen muss. Auf die gesellschaftlichen, ökonomischen und demographi-
schen Veränderungen der vergangenen zwei Jahrzehnte und den anhaltenden Veränderungs-
druck braucht hier nicht vertieft eingegangen zu werden. Festzustellen ist aber, dass die Ver-
waltungsstruktur auf der Gemeindeebene in Schleswig-Holstein im bundesweiten Maßstab 
weiterhin sehr kleinteilig organisiert ist.  
 
Gerade für ländliche Räume ist es wichtig, dass die Kompetenz und die Standards der öffent-
lichen Verwaltung nicht hinter den dichter besiedelten und wirtschaftlich stärkeren Räumen 
zurückbleiben (Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse). In diesem Sinne ist die vorgesehene 
Mindestgröße der neuen Verwaltungseinheiten von mindestens 8000 bis 9000 Einwoh-
ner(inne)n ein wichtiger Schritt in die richtige Richtung. In diesem Zusammenhang sei er-
wähnt, dass in der Region Hannover auch die eher ländlichen Gemeinden eine Mindestgröße 
von ca. 14.000 Einwohner(inne)n haben; die aktuelle Reform der dänischen Gemeindestruktur 
mit der Zusammenfassung der ohnehin schon deutlich größeren Gemeinden zu landesweit 100 
Gemeinden dürfte sicherlich gerade in Schleswig-Holstein aufmerksam registriert worden 
sein. 
 
Vorsicht ist aus meiner Sicht bei der Bildung Kreisgrenzen überschreitender Ämter geboten. 
Dies ist lediglich als Übergangsregelung akzeptabel, weil diese Regelung im Verwaltungsall-
tag immer wieder zu Reibungsverlusten führen dürfte. Aber auch unter dem Aspekt der Klar-
heit von Verwaltungsstrukturen (Einräumigkeit der Verwaltung) sind solche Überlagerungen 
nicht zu empfehlen. Vorsicht ist auch geboten, weil die Ämterbildung derzeit auf freiwilliger 
Basis erfolgt. Dies ist zwar grundsätzlich begrüßenswert, darf aber nicht dazu führen, dass 
hierdurch die anstehende Neuordnung der Verwaltungsstruktur auf Kreisebene zu sehr präju-
diziert wird. 
 
 


